
Vor 70 Jahren, fast ge-
nau vier Jahre nach
dem ende des Zweiten

Weltkrieges, wurde am 5.
Mai 1949 mit dem Vertrag
von london die erste und
somit älteste internationale
organisation europäischer
Staaten, der europarat, ge-
gründet. der europarat ist
nicht mit dem europäischen
rat oder dem rat der eU,
beides organe der eU, zu
verwechseln. er ist eine ei-
genständige internationale
organisation mit Sitz in
Straßburg, Frankreich, und
hat 47 Mitgliedstaaten (zu
den Mitgliedstaaten und zu
russland siehe Beitrag
Juris tischer Workshop).
rund 2.200 angestellte ar-

beiten am hauptsitz des eu-
roparates in Straßburg und
in externen Büros und Ver-
bindungsstellen. 

Dialogforum. der europa-
rat soll die Zusammenarbeit
seiner Mitgliedstaaten in den
unterschiedlichsten gesell-
schaftlichen Bereichen för-
dern. Zu seinen zentralen
aufgaben gehört der Schutz
der Menschenrechte, die
Förderung der rechtsstaat-
lichkeit und der demokratie.
der europarat stellt für seine
Mitglieder ein dialogforum
dar, in dem gesellschaftliche
Fragen diskutiert, empfeh-
lungen, richtlinien sowie
völkerrechtlich verbindliche
abkommen erarbeitet und

beschlossen werden. diese
führen wiederum zu gemein-
samen Standards in den un-
terschiedlichsten Bereichen
wie der Menschen- und
Grundrechte, der Bekämp-
fung von terrorismus, Men-
schenhandel und Korrupti-
on, der sozialen Sicherheit,
des datenschutzes, der Me-
dizin, des Sports, der Bil-
dung, der Umwelt und der
Kultur.

Abkommen. es wurden
bereits mehr als 200 eu-
ropäische abkommen vom
europarat erarbeitet. eines
davon ist die im Jahr 1950
unterzeichnete europäische
Konvention zum Schutz der
Menschenrechte und Grund-

freiheiten (eMrK), die eu-
ropäische Menschenrechts-
konvention, die 1953 in
Kraft trat. Österreich ist der
eMrK 1958 beigetreten.
Sie befindet sich in Öster-
reich in Verfassungsrang;
der Grundrechtekatalog ist
unmittelbar anwendbar. die
eMrK ist der erste völker-
rechtlich verbindliche Men-
schenrechtskatalog und Ba-
sis für den europäischen Ge-
richtshof für Menschenrech-
te (eGMr) in Straßburg, der
über ihre einhaltung wacht
und nicht mit dem europäi-
schen Gerichtshof (euGh)
in luxemburg zu verwech-
seln ist. alle Mitgliedstaaten
des europarates entsenden
einen richter bzw. eine
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Palais de l'Europe: Historisches Gebäude des Europarates in Straßburg.

Empfehlungen, Richtlinien
Der Europarat wurde 1949 gegründet. Er ist die älteste europäische politische Organisation mit Sitz in

Straßburg. 2019 feiert sie ihren 70. Geburtstag.



richterin an den eGMr.
Seit 2015 ist die Österrei-
cherin Gabriele Kucsko-
 Stadlmayer von Österreich
entsandt. 

Beschwerden. Beim eu-
ropäischen Gerichtshof für
Menschenrechte können Be-
schwerden gegen Verstöße
gegen die europäische Men-
schenrechtskonvention erho-
ben werden. eine Besonder-
heit dabei ist, dass neben
Staaten (Staatenbeschwerde)
auch Bürger der Mitglied-
staaten (individualbeschwer-
de), die sich in ihren Grund-
rechten verletzt fühlen, den
europäischen Gerichtshof
für Menschenrechte anrufen
können, nachdem der natio-
nale instanzenzug erschöp-
fend durchlaufen wurde. die
Urteile des europäischen
Gerichtshofs für Menschen-
rechte sind rechtlich ver-
bindlich. die Befolgung
muss jedoch von den Mit-
gliedstaaten selbst durchge-
setzt werden. in Österreich
hatten die entscheidungen
des europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte so-
wie der bis 1998 bestehen-
den europäischen Men-
schenrechtskommission
großen einfluss. nach art. 6
des Vertrages über die eu-
ropäische Union (eUV) tritt
die eU der europäischen
Menschenrechtskonvention
bei, wobei die Grundrechte
der europäischen Men-
schenrechtskonvention als
allgemeine Grundsätze be-
reits teil des Unionsrechts
sind. das Beitrittsverfahren
ist jedoch unterbrochen.

neben der Europäischen
Menschenrechtskonvention
gibt es noch andere wichtige
abkommen, wie beispiels-
weise die Europäische So-
zialcharta aus 1961 (in revi-
dierter Fassung), das Eu-
ropäische Übereinkommen
zur Verhütung von Folter
und unmenschlicher oder er-
niedrigender Behandlung
oder Strafe aus 1987, die
Europäischen Rahmenkon-

vention über den Schutz na-
tionaler Minderheiten aus
1995, das Übereinkommen
zur Bekämpfung des Men-
schenhandels aus 2008, das
Übereinkommen über Geld-
wäsche sowie Ermittlung,
Beschlagnahme und Einzie-
hung von Erträgen aus
Straftaten und über die Fi-
nanzierung des Terrorismus
aus 2008 oder das Europä -
ische Übereinkommen zur
Verhütung und Bekämpfung
von Gewalt gegen Frauen
und häuslicher Gewalt aus
2014.

Übereinkommen zur Ver-
hütung von Folter und un-
menschlicher oder erniedri-
gender Behandlung oder
Strafe. Mit diesem Überein-
kommen wurde ein gleich-
namiges Präventivkomitee
geschaffen, das Committee
for the Prevention of Torture
(CPT), das in regelmäßigen
abständen die Mitgliedstaa-
ten auf die einhaltung des

Folterverbots im Zuge einer
Freiheitsentziehung vor ort
überprüft. das Mandat des
CPT geht jedoch über Justiz-
und Polizeianhaltezentren
sowie hafträume in Polizei-
inspektionen hinaus und um-
fasst auch Schubhafteinrich-
tungen, Sondertransitzonen
von Flughäfen, psychiatri-
sche einrichtungen, haftbe-
reiche in Militärkasernen so-
wie orte, an denen jungen
Menschen auf gerichtliche
oder administrative anord-
nung die Freiheit entzogen
werden kann. 

nach jedem Besuch über-
mittle das CPT einen detail-
lierten Bericht an den betrof-
fenen Staat mit Feststellun-
gen, empfehlungen, Kom-
mentare und auskunftsersu-
chen. Zudem gibt es neben
dem CPT noch weitere Mo-
nitoring-Mechanismen des
europarates, die der Über-
prüfung und Bewertung der
nationalen Menschenrechts-
lage dienen. Für die Sicher-

heitsexekutive sind vor al-
lem folgende von relevanz:
das europäische Komitee
gegen rassismus und intole-
ranz (ecri), die Staaten-
gruppe gegen Korruption
(Greco), die experten-
gruppe gegen Menschenhan-
del (Greta) und das unab-
hängige expertenkomitee
GreVio zur Überprüfung
der Umsetzung des Überein-
kommens zur Verhütung
und Bekämpfung von Ge-
walt gegen Frauen und häus-
liche Gewalt.

Organe des Europarates
sind das Ministerkomitee als
oberstes entscheidungsor-
gan sowie die Parlamentari-
sche Versammlung, der
Kongress der Gemeinden
und regionen und die Kon-
ferenz der internationalen
nichtregierungsorganisatio-
nen (inGos) als beratende
organe. inGos repräsentie-
ren die Zivilgesellschaft in
den unterschiedlichsten Be-
reichen und wirken an der
arbeit des europarates mit.
Zudem zählen zu den orga-
nen das Sekretariat sowie
das amt des Menschen-
rechtskommissars.

Das Ministerkomitee setzt
sich aus den außenministern
der Mitgliedstaaten zusam-
men, die einmal pro Jahr ei-
ne Plenarsitzung abhalten.
der Vorsitz des Ministerko-
mitees wechselt alle 6 Mo-
nate. Österreich führte das
letzte Mal von november
2013 bis Mai 2014 den Vor-
sitz. derzeit hat Frankreich
den Vorsitz inne (bis no-
vember 2019). Wöchentlich
finden Sitzungen der Ständi-
gen Vertreter statt, die als
delegierte des Ministerko-
mitees die vielfältigen the-
men – u. a. Menschenrechte,
sozialen Zusammenhalt, Bil-
dung, Kultur und Jugend –
des europarates behandeln. 

diese Sitzungen werden
wiederum in kleineren ar-
beitsgruppen vorbereitet, an
denen experten aus den zu-
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Plenarsaal der Parlamentarischen Versammlung des 
Europarates.

Zeichen der Union
Zwölf goldene Sterne in

einem Kreis auf blauem
Grund sind das Zeichen der
Union der Völker europas.
die Zahl Zwölf gilt als un-
veränderlich und symboli-
siert einheit (so wie die
zwölf taten des herkules,
die zwölf apostel oder die

zwölf Monate des Jahres).
1955 wurde die Fahne in
Paris als Flagge des euro-
parates eingeführt. dreißig
Jahre später wurde sie auch
zum offiziellen Symbol der
europäischen Gemeinschaf-
ten (und dadurch später zur
Flagge der europäischen
Union) und als solche 1986
das erste Mal gehisst.

E U R O P A F L A G G E



ständigen Ministerien und
Mitarbeiter der Ständigen
Vertretung in Straßburg teil-
nehmen. der heilige Stuhl,
Japan, Mexiko und die USa
haben beim Ministerkomitee
Beobachterstatus.

Vom Ministerkomitee
eingesetzte ad-hoc-exper-
tengruppen können empfeh-
lungen (recommendations)
und richtlinien (Guidelines)
ausarbeiten. experten aus
dem innenministerium sind
bzw. waren in verschiede-
nen Gruppen beteiligt: Zum
Beispiel wurde 2015 und
2016 in einer eigens einge-
setzten expertengruppe eine
neue empfehlung zu inter-
nationalen Standards für
Wahlen auf elektronischen
Weg (e-Voting) erarbeitet,
die am 14. Juni 2017 verab-
schiedet wurde. den Vorsitz
führte für Österreich Gregor
Wenda von der Wahlabtei-
lung  im innenministerium. 

dem Minis terkomitee
sind auch verschiedene len-
kungsausschüsse zugeord-
net, darunter jener für de-
mokratie und Governance
(cddG), in dem Österreich,
vertreten durch Peter andre
(rechtssektion des BMi),
seit 2017 den Vorsitz führt.

Die Parlamentarische
Versammlung setzt sich aus
Parlamentariern der nationa-
len Parlamente der Mit-
gliedstaaten zusammen. Sie
besteht aus 324 Mitgliedern
und ihren 324 Stellvertre-
tern. die österreichische
delegation besteht aus sechs
Mitgliedern und sechs Stell-
vertreterinnen und Stellver-
tretern. die Parlamentarier
tagen viermal pro Jahr im
rahmen einer Plenarwoche
sowie in regelmäßigen ab-
ständen in Fachausschüssen.
in der Plenarwoche werden
in öffentlich zugänglichen
debatten gesellschaftspoliti-
sche Fragen diskutiert und
empfehlungen und Stellun-
gnahmen verabschiedet. 

die Versammlung wählt
zudem den Generalsekretär

des europarats, den Men-
schenrechtskommissar und
die richter am europäi-
schen Gerichtshof für Men-
schenrechte und führt Moni-
toring und Wahlbeobach-
tungsaufgaben durch. die
nationalen Parlamente von
israel, Kanada und Mexiko
haben in der Parlamentari-
schen Versammlung Beob-
achterstatus. Seit 2018 ist
die Schweizerin liliane
Maury Pasquier Präsidentin
der Versammlung.

Der Kongress der Ge-
meinden und Regionen be-
steht aus gewählten regio-
nal- und Gemeindepoliti-
kern der Mitgliedstaaten. er
umfasst 324 Mitglieder und
324 Stellvertreter, die mehr
als 200.000 europäische Ge-
bietskörperschaften vertre-
ten. eine zentrale aufgabe
ist die Förderung der Ge-
meinde- und regionaldemo-
kratie sowie die Beobach-
tung von regionalwahlen.
Zwei Mal pro Jahr findet ei-
ne Plenarversammlung statt. 

der Kongress verabschie-
det unter anderem empfeh-
lungen an das Minis -
terkomitee. Seit 2018 ist der
Schwede anders Knape
Präsident des Kongresses;
der Österreicher andreas

Kiefer ist seit 2010 General-
sekretär des Sekretariats des
Kongresses.

Das Amt des Menschen-
rechtskommissars wurde
1999 eingerichtet (amtszeit
sechs Jahre). Seit april
2018 hat dunja Mijatović
aus Bosnien-herzegowina
das amt inne. ihre aufgabe
ist der einsatz für und die
Beobachtung der einhaltung
der Menschenrechte in den
Mitgliedstaaten, wozu sie
aktiv in dialog mit den Mit-
gliedstaaten tritt. Sie veröf-
fentlicht unter anderem
empfehlungen und nimmt
Stellung zu den Praktiken in
den Mitgliedstaaten.

Das Sekretariat des Euro-
parates unterstützt die or-
gane des europarates und
koordiniert deren aktivitä-
ten. es wird von einem Ge-
neralsekretär sowie von sei-
nem Stellvertreter geleitet,
die beide für eine amtszeit
von jeweils fünf Jahren ge-
wählt werden. Seit 2009 war
der norweger thorbjørn
Jagland Generalsekretär.
am 26. Juni 2019 wurde die
Kroatin Marija Pejčinović
Burić zur neuen Generalse-
kretärin des europarates ge-
wählt; ihre amtszeit beginnt

im September 2019. das Se-
kretariat ist in drei General-
direktionen untergliedert.

Rolle Österreichs im Eu-
roparat. Österreich hat seit
seinem Beitritt 1956 aktiv
zu den arbeiten des europa-
rates beigetragen, dies vor
allem bei den reformen des
europäischen Gerichtshofs
für Menschenrechte, der er-
arbeitung der europäischen
rahmenkonvention über
den Minderheitenschutz so-
wie beim Verbot der todes-
strafe. Mehrere Österreicher
hatten hohe Ämter im euro-
parat inne: lujo toncic-Sor-
inj, Franz Karasek und Wal-
ter Schwimmer waren Ge-
neralsekretäre des europa-
rats. Karl czernetz und Pe-
ter Schieder waren Präsi-
denten der Parlamentari-
schen Versammlung. her-
wig von Staa war Präsident
und Gudrun Mosler-törn-
ström Präsidentin im Kon-
gress der Gemeinden und
regionen europas.               

Aaron Salzer

Informationen über den
Europarat gibt es unter
www.coe.int/de und für
BMI-Bedienstete im „Info-
point Menschenrechte“ im
BMI-Intranet. 
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Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg.


